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Rückenwind für
Wiedereinstieg
Das Bundesfamilienministerium und die 
Bundesagentur für Arbeit haben den Start-
schuss für das Aktionsprogramm „Perspek-
tive Wiedereinstieg“ gegeben. Die Initiative 
unterstützt Frauen, die nach einer längeren 
familienbedingten Erwerbspause wieder 
ins Berufsleben zurückkehren wollen. Mit 
14 Millionen Euro aus Mitteln des Europä-
ischen Sozialfonds  werden Projekte in der 
Wirtschaft unterstützt, die neue Wege für 
eine bessere Integration von Berufsrückkeh-
rerinnen erproben. Darüber hinaus werden 
Initiativen auf lokaler Ebene, wie die Loka-
len Bündnisse für Familie, die Mehrgene-
rationenhäuser oder das Bundesprogramm 
Lokales Kapital für Soziale Zwecke (LOS) in 
das Aktionsprogramm miteinbezogen und 
ein „Internetportal mit Lotsenfunktion“ 
eingerichtet

Nachholbedarf
Kinderbetreuung 
In Sachen Familienförderung hinkt Deutsch-
land den meisten Industrienationen hinter-
her, dies zeigt die OECD-Studie 2008. Ein 
Grund von vielen: die Betreuungsquote von 
Kindern zwischen null und drei Jahren liegt 
besonders weit unter dem Durchschnitt. 
Nur für neun Prozent der Kleinsten stehen 
Betreuungsplätze zur Verfügung. Im OECD-
Mittel sind es 23 Prozent. Niedriger ist die 
Quote in Polen, Tschechien, Mexiko, Italien, 
Ungarn, Griechenland und Österreich. In 
Dänemark hingegen gibt es Plätze für fast 
zwei Drittel der Kinder dieser Altersgruppe, 
dahinter rangieren Island und Norwegen, 
so das Ergebnis der Untersuchung „Babies 
and Bosses“, bei der die Pariser Organi-
sation die Daten ihrer 30 Mitgliedstaaten 
verglich.

Kurz und Wichtig
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Diskrepanz zwischen
Wunsch und Wirklichkeit
Die Arbeitszeiten von Müttern und Vätern 
lassen kaum Chancen für eine moderne Ba-
lance von Beruf und Familie. Zwischen Zeit-
not und Karriereverzicht müssen sich vor 
allem Mütter entscheiden. Dies belegt eine 
aktuelle Studie der Hans-Böckler-Stiftung 
auf Grundlage bislang unveröffentlichter 
Sonderauswertungen aus dem Mikrozensus 
2005 sowie der WSI-ArbeitnehmerInnen-
befragung 2003. Ein Drittel der Familien in 
Deutschland leide unter Zeitnot, heißt es in 
der Studie. Hauptursache für das Dilemma 
seien die langen Arbeitszeiten von Vätern 
mit oft mehr als 40 Stunden pro Woche. 
Das Kernproblem: Die traditionelle Norm 
der lebenslang gleichen Vollzeitarbeit, 
die unterschiedliche Lebensphasen nicht 
berücksichtigt. Das männlich geprägte 
Standardmodell rechne mit dem „sorglosen 
Arbeitnehmer“, der sich mit ganzer Kraft 
dem Job widmen kann, weil ihm seine 
Frau zu Hause den Rücken frei hält, so die 
Analyse. Doch das traditionelle Ernährermo-
dell existiert kaum noch. Nur ein knappes 
Viertel der Paare lebt in Westdeutschland 
noch in der klassischen Hausfrauenehe, in 
Ostdeutschland sind es nur acht Prozent. 
Eine klare Mehrheit befürwortet das Zwei-
verdienermodell.

Lehrpläne nehmen keine
Rücksicht auf Kinder 
Studierende mit Kind studieren länger und 
unterbrechen ihr Studium häufiger als ihre 
kinderlosen KommilitonInnen. Das geht aus 
der aktuellen Studie „Studieren mit Kind“ 
des Deutschen Studentenwerks (DSW) her-
vor. Demnach legen 52 Prozent der 67.000 
Mütter und 36 Prozent der Männer eine 
Pause ein, um den Nachwuchs zu betreuen 

oder den höheren Geldbedarf zu decken. 
Die Unterbrechung dauert im Schnitt 
fünf Semester und damit fast ein ganzes 
Bachelor-Studium. Frauen unterbrechen ihr 
Studium vor allem wegen Schwangerschaft 
und Kindererziehung, Männer wegen 
finanzieller Probleme und Erwerbstätigkeit. 
Zwei Drittel der Studentinnen und mehr 
als die Hälfte der Studenten rechnen mit 
einer Studienzeitverlängerung. „Gründe 
liegen in der Studienorganisation, die 
kaum Rücksicht auf die Zeitstruktur der 
Studierenden mit Kindern nimmt“, heißt 
es in der Studie, die vom Hannoveraner 
Hochschul-Informations-System (HIS) 
erstellt wurde. Die Untersuchung ist eine 
Sonderauswertung der 18. Sozialerhebung 
des Studentenwerks. Dafür wurden 885 
Studierende mit Kind befragt. 
www.studentenwerke.de/pdf/Studieren_
mit_Kind_Februar_2008.pdf

Mittleres Management
bremst Vereinbarkeit
Familiengerechte Personalpolitik ist bei 
vielen Unternehmensleitungen angekom-
men, doch Führungskräfte des mittleren 
Managements haben sich nach wie vor 
nicht genügend mit der Thematik aus-
einandergesetzt. Sie bremsen die damit 
verbundenen betriebswirtschaftlich posi-
tiven Effekte. Diese Erkenntnis zieht die 
berufundfamilie gGmbH, eine Initiative der 
Gemeinnützigen Hertie-Stiftung, aus ihrer 
neuesten Datenerhebung. Mit dem audit 
berufundfamilie werden Unternehmen als 
familienfreundlich zertifiziert. 2007 kamen 
17 Prozent der auditierten Unternehmen 
aus der Chemie- und Energiebranche und 
verzeichneten damit den größten Zuwachs. 
Informationen unter: www.beruf-und-
familie.de

Literatur zum Thema

Christina Klenner, Svenja 
Pfahl: Jenseits von Zeitnot 
und Karriereverzicht – Wege 
aus dem Arbeitszeitdilemma. 
Analyse der Arbeitszeiten 
von Müttern, Vätern und 
Pflegenden und Umrisse eines 
Konzeptes, WSI-Diskussions-
papier Nr. 158, Januar 2008.

Familie 
in der Hochschule

Um die Familienfreundlichkeit 
deutscher Hochschulen zu 
verbessern, haben die Robert 
Bosch Stiftung, der Bundesmi-
nister für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung in seiner 
Funktion als Beauftragter der 
Bundesregierung für die neuen 
Bundesländer und das Cen-
trum für Hochschulentwick-
lung 2007 das Programm „Fami-
lie in der Hochschule“ initiiert. 
Acht Hochschulen wurden für 
ihre hervorragenden Konzepte 
ausgesucht, die im Mai den best 
practice-Club „Familie in der 
Hochschule“ gründen. Dieser 
soll die Familienfreundlichkeit 
an Hochschulen  fördern und 
einen Transfer der Ergebnisse 
und Erkenntnisse sicherstellen. 
Informationen unter: www.
familie-in-der-hochschule.de
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VEREINBARKEIT
BLEIBT THEMA

Work-Life-Balance ist
noch lange nicht erreicht

Von 
Maria Kathmann

Seit Jahrzehnten gefordert, aber 
immer noch nicht zufriedenstellend 
gelöst: Die Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf bleibt nach wie vor 
ein Thema der Frauen- und Gleich-
stellungspolitik. Dass eine zufrie-
denstellende „Work-Life-Balance“ 
noch nicht erreicht ist, zeigt auch 
eine Sonderauswertung des DGB-
Index Gute Arbeit. 

„Nein, nicht schon wieder – die Vereinbar-
keit von Beruf und Familie hat uns lange 
genug beschäftigt“, mögen viele Lese-
rinnen und Leser dieser Ausgabe des Info-
Briefes denken. Und doch, es muss sein. 
Wir Frauen dürfen in unserem Engagement 
nicht müde werden, wir sind in diesem Po-
litikfeld kompetent und müssen obendrein 
auch die Männer ins Boot holen, weil auch 
sie ein Vereinbarkeitsproblem haben. Oft 
rufen uns politische Vorhaben oder auch 
das „Nichtstun“ der Politik „auf den Plan“. 
Vielfach gewinnen wir neue Erkennt-
nisse aus der eigenen Arbeit, die in unser 
Handeln einfließen müssen. Dabei ist das 
Handeln des DGB und der Gewerkschaften 
geprägt von einem schlüssigen Konzept:

•	 durch gute Lobbyarbeit sorgen wir für 	
	 bessere Rahmenbedingungen
•	 durch guten Service erhalten Mitglieder 	
	 Informationen über ihre Rechte
•	 durch Beratungsprojekte, Unterstüt-	 	
	 zung von Betriebsräten und Hilfen beim 	
	 Aufbau von Netzwerken sorgen wir für 	
	 Verbesserungen in den Betrieben

Dabei hören wir auf die Wünsche unserer 
Mitglieder und lassen neueste Erkenntnisse 
aus Wissenschaft, Forschung und Beratung 
in unsere Arbeit einfließen. Beispiele dieses 

politischen Konzepts spiegeln sich weitest-
gehend in den Beiträgen dieser Ausgabe 
des Info-Briefes wieder.

Die Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
wird so lange unser Handlungsfeld blei-
ben, bis die Politik eine gute soziale Infra-
struktur für die Bildung und Betreuung von 
Kindern und Pflegebedürftigen sowie ihren 
Angehörigen geschaffen hat. Wir werden 
uns weiter engagieren bis Beschäftigte in 
den Betrieben ihre Bedürfnisse hinsichtlich 
der Arbeitsgestaltung angstfrei äußern 
können und Betriebsrat und Arbeitgeber 
ein passendes Angebot machen.

Sonderauswertung
zeigt Handlungsbedarf
Aktuelle Erkenntnisse haben wir durch die 
Sonderauswertung „Work-Life-Balance“ 
im Rahmen des DGB-Index Gute Arbeit 
gewonnen. „Gut ist eine Arbeit, die den 
Ansprüchen der Beschäftigten gerecht 
wird“ – Unter diesem Motto bewerten 
die ArbeitnehmerInnen seit 2007 einmal 
jährlich in einer repräsentativen Befragung 
ihre Arbeitssituation anhand verschiedener 
Arbeitsdimensionen (Qualifizierungs- und 
Aufstiegsmöglichkeiten, Arbeitsintensität, 
Anforderungen, Arbeitsplatzsicherung, 
Einkommen etc.).

In der Sonderauswertung „Work-Life-
Balance“ ging es um die Frage, wie gut 
Beschäftigte Berufs-, Familien- und Privat-
leben vereinbaren können. Dabei ging es 
nicht nur um die Vereinbarkeit im engeren 
Sinne, sondern um „private Interessen“. 
58 Prozent aller Befragten waren der 
Meinung, dass die Arbeit ihnen genügend 
Zeit lässt für Familie Freundschaften und 
private Interessen, 42 Prozent verneinten 

Maria Kathmann ist Expertin 
für die Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf im Bereich Gleich-
stellungs- und Frauenpolitik 
beim DGB-Bundesvorstand.

Informationen zum DGB-
Index Gute Arbeit sowie die 
Sonderauswertung „Work-
Life-Balance 2007“ unter 
www.index-gute-arbeit.de
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dies. Differenziert nach Geschlecht sind 
die Bewertungen deutlich kritischer. Bei 
Beschäftigten ohne betreuungspflichtige 
Kinder gab es bei den Beurteilungen der 
Männer und Frauen kaum Unterschiede. 
47 Prozent der vollzeitbeschäftigten 
Frauen und 45 Prozent der Männer gaben 
an, dass sie keine gute Balance zwischen 
Beruf und privatem Leben haben.

Unterschiede bei
Müttern und Vätern
Bei den Müttern und Vätern ist die Diffe-
renz größer. Von den vollzeitbeschäftigten 
Müttern bewerteten 65 Prozent und von 
den Vätern 55 Prozent das Verhältnis zwi-
schen Beruf und Privatleben als unausge-
wogen. Bemerkenswert ist dabei, dass bei 
einer Kombination dieser Antworten mit 
den Bewertungen der Arbeitsdimensionen, 
die in „Gute Arbeit“, „Mittelmäßige Ar-
beit“ und „Schlechte Arbeit“ kategorisiert 
sind, folgende Ergebnisse erzielt wurden: 
74 Prozent der Mütter und 66 Prozent der 
Väter mit „Schlechter Arbeit“ gaben an, 
dass für sie das Verhältnis von Beruf und 
Privatleben völlig unausgewogen ist.

Die Sonderauswertung zeigt einmal 
mehr, dass betriebliche Maßnahmen zu 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie nur 
von einigen Unternehmen als notwenig 
erachtet werden, während die Mehrzahl in 
„Abstinenz“ verharrt. Ein unterschiedlicher 
Umgang mit dieser Frage ist auch in Be-
trieben des öffentlichen Dienstes und der 
privaten Wirtschaft zu erkennen. Während 
21 Prozent der Beschäftigten im Gastge-
werbe und der Verkehrsberufe angeben, 
dass es in ihrem Betrieb nennenswerte 
Maßnahmen zur Vereinbarkeit gibt, waren 

es in der öffentlichen Verwaltung immerhin 
40 Prozent.

Fehlende Angebote
wirken belastend
Leider gehen die Antworten der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer auf die 
Fragen nach Möglichkeiten der „Work-Life-
Balance“ nicht in den Gesamt-Indexwert 
ein. Obwohl hinlänglich bekannt ist, dass 
Beschäftigte mit Familienaufgaben dann 
den Kopf für die Arbeit frei haben, wenn sie 
ihre Kinder gut aufgehoben und pflegebe-
dürftige Familienangehörige gut versorgt 
wissen. Lassen sich Beruf und Familie nur 
schwer miteinander vereinbaren, müssen 
Betroffene eine tägliche Zeitnot bewälti-
gen, die zu erheblichen Belastungen führt. 
Betriebliche Regelungen zum Beispiel 
hinsichtlich der Arbeitszeitgestaltung oder 
der Betriebskultur können einen Beitrag zur 
guten Arbeit leisten, den Alltag entstressen 
und auch Eltern und pflegenden Angehö-
rigen den Weg auf der Karriereleiter frei 
geben.

Die Sonderauswertung bestätigt, dass die 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie ein 
zentrales Handlungsfeld des DGB und der 
Gewerkschaften bleiben muss. Wir werden 
weiterhin Betriebsräte in ihrer praktischen 
Arbeit unterstützen, zum Beispiel durch 
Beratung, durch Netzwerke und Veran-
staltungen. Und wir werden in unserer 
Lobbyarbeit darauf achten, dass die Politik 
ihr Versprechen einlöst und mehr Bildungs- 
und Betreuungseinrichtungen für Kinder 
schafft. Absurde Ideen, dass mit Einführung 
des Betreuungsgeldes die Nachfrage ge-
senkt oder durch gewerbsmäßig betriebene 
Kindereinrichtungen, das Angebot erhöht 
werden kann, lassen uns hellhörig werden.

 Männer ohne Kinder

in geringem 
Maß /nicht

in (sehr) 
hohem Maß

Vollzeit 45% 55%

Gute Arbeit 21% 79%

Mittelmäßige 
Arbeit

39% 61%

Schlechte Arbeit 65% 35%

Väter

Vollzeit 52% 48%

Gute Arbeit 31% 69%

Mittelmäßige 
Arbeit

45% 55%

Schlechte Arbeit 66% 34%

Frauen ohne Kinder

Vollzeit 47% 53%

Gute Arbeit 24% 76%

Mittelmäßige 
Arbeit

38% 62%

Schlechte Arbeit 65% 35%

Mütter

Vollzeit 65% 35%

Gute Arbeit 46% 54%

Mittelmäßige 
Arbeit

60% 40%

Schlechte Arbeit 74% 26%

Ausgewogenheit zwischen 
„Beruf“ und „Privatem Leben“ 

Quelle: DGB-Index Gute Arbeit, 2007, INIFES (Tatjana 
Fuchs)

Die Fragestellung zu nachfolgender Gra-
fik lautete: Ist das Verhältnis zwischen 
„Beruf“ und „privatem Leben” bei Ihnen 
ausgewogen?

Die Begrifflichkeiten wurden folgender-
massen definiert: Gute Arbeit: DGB-Index 
mind. 80 P. – Mittelmässige Arbeit: DGB-
Index mind 50-80 P. – Schlechte Arbeit: 
DGB-Index weniger als 50 P.
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Die große Koalition hat sich auf das 
umstrittene Betreuungsgeld geei-
nigt. Ab 2013 sollen Eltern, die ihre 
Kinder zwischen ein und drei Jahren 
nicht in einer Einrichtung betreuen 
lassen, eine „monatliche Zahlung“ 
erhalten. Über ihre Kritik am Ge-
setzentwurf und falsche Signale, 
sprach Brunhilde Raiser, Vorsitzende 
des Deutschen Frauenrates.

	 Der Deutsche Frauenrat vertritt
 	bundesweit 56 aktive Frauen-

	 verbände und -organisationen
	 verschiedenster politischer Lager
	 und Konfessionen. Das Betreu-
	 ungsgeld hat er mehrheitlich ab-
	 gelehnt. Was sind die Gründe für
	 ein solch eindeutiges Ergebnis?
Unsere Ziele sind Geschlechtergerechtigkeit 
und die gleichwertige Anerkennung von 
Frauen und Männern in Beruf und Familie, 
da setzt das Betreuungsgeld ein falsches 
Signal. Wir brauchen kein Gesetz, das 
Anreize für Frauen schafft, die leider immer 
noch den Großteil der Erziehungsarbeit 
übernehmen, vom Erwerbsleben fernzublei-
ben. Hier wird eindeutig das klassische Er-
nährermodell unterstützt. Das widerspricht 
unseren Forderungen nach einer eigenen 
Existenzsicherung für Frauen und schadet 
der Gleichstellungspolitik.

	 Worin sehen Sie dabei die 
	 grössten Gefahren?

Je länger Frauen aus dem Erwerbsleben 
ausscheiden, desto problematischer wird 
der Wiedereinstieg. ArbeitgeberInnen 
müssen daher flexiblere Einstiege und 
eine rasche und reibungslose Rückkehr an 
den Arbeitsplatz ermöglichen. Denn lange 
Erwerbspausen haben für die einzelnen 

Frauen – vor allem langfristig gesehen 
– verheerende Folgen. Eine schlechtere 
Alterssicherung und eine finanzielle 
Abhängigkeit vom Partner oder Staat sind 
vorprogrammiert. Auch volkswirtschaftlich 
gesehen sind sie unsinnig, weil in die Aus-
bildung der jungen Frauen viel Geld und 
Zeit investiert wurde, die damit erworbenen 
Kompetenzen aber gänzlich oder doch 
teilweise ungenutzt bleiben.

	 Die Befürworter argumentieren,
	 dass durch das Betreuungsgeld

	 die Leistung von zu Hause erzie-
	 hender Eltern gewürdigt wird. 	
	 Was halten Sie davon?
Die Frage ist, was honoriert werden soll, 
die Betreuungs- oder die Erziehungslei-
stung? Wenn es um die Erziehungsleistung 
geht, dann sind auch Erwerbstätige davon 
betroffen. Sie erziehen ihre Kinder auch, sie 
betreuen sie nur nicht ganztags. Und Kin-
der, deren Eltern ganztags zu Hause sind, 
erhalten nicht zwangsläufig die qualitativ 
bessere Betreuung und Erziehung. Wir ha-
ben nichts gegen eine gute Begleitung zu 
Hause. Wir wissen aber auch, dass Kinder 
auch Kinder brauchen und eine gezielte 
Förderung nicht unbedingt in allen Familien 
gewährleistet ist.

	 In seiner aktuellen Stellung-		
	 nahme begrüsst der Deutsche 	

	 Frauenrat den geplanten Ausbau
	 der Betreuungsplätze und die 
	 Einführung eines Rechtsan-
	 spruches auf einen Krippenplatz
	 für unter Dreijährige. Ein Schritt
	 in die richtige Richtung? 
Mehr als richtig und mehr als ein Schritt, 
denn der Ausbau der Betreuungsmöglich-
keiten schafft eine wesentliche Vorraus-

Falsches
Signal

Betreuungsgeld schadet
Gleichstellungspolitik

Stellungnahme des 
Deutschen Frauenrates 
unter: 
www.frauenrat.de
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setzung für Chancengerechtigkeit und für 
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf. 
Für Frauen ist dies also der Schlüssel zur 
Teilhabe am Erwerbsleben und Chancen-
gleichheit im Beruf. Zudem müssen Kinder 
den gleichen Zugang zu Betreuungseinrich-
tungen erhalten, damit sie sich bestmöglich 
entwickeln können. Darum fordern wir ein 
flächendeckendes Angebot an Ganztagsbe-
treuungseinrichtungen auch für unter Drei-
jährige und einen gebührenfreien Zugang.

	 Die gesetzlichen Vorgaben gehen 	
	 Ihnen nicht weit genug?

Leider nicht. Verpasst wurde, die Einführung 
bundeseinheitlicher Qualitätsstandards 
zu verankern. Dies gilt insbesondere vor 
dem Hintergrund, dass zunehmend private 
Anbieter ins Spiel kommen, die wir als 
Deutscher Frauenrat nicht grundlegend 
ablehnen aber kritisch betrachten. Aber: 
Dann erst recht brauchen wir ein ordent-
liches Kontrollsystem. Darüber hinaus 
möchten wir eine bundesweite Debatte um 
pädagogische Zielsetzungen anregen, die 
schon längst überfällig ist.

	 Auch beim Bundeselterngeld-
	 und Elternzeitgesetz fordert der

	 Deutsche Frauenrat Nachbesse-
	 rungen. Welches Fazit ziehen Sie
	 nach etwas mehr als einem Jahr?
Wir freuen uns über die positiven Aus-
wirkungen, dass Männer vermehrt diese 
Möglichkeit in Anspruch nehmen. Allerdings 
fordern wir mehr Flexibilität, zum Beispiel 
die Teilzeitarbeit in der Elternzeit. So 
können beide Elternteile zusammen jeweils 
anteiliges Elterngeld beziehen. Dies würde 
eine optimale Erziehungspartnerschaft bei 
gleichzeitiger Erwerbstätigkeit ermöglichen. 
Auch unter gleichstellungspolitischen As-

pekten wäre das eine echter Fortschritt, da 
das „Ausfallrisiko“ im Zusammenhang mit 
der Kindererziehung gleichmäßig auf beide 
Geschlechter verteilt wird.

	 Was ist Ihrer Meinung nach noch
	 notwendig, um eine bessere Ver-

	 einbarkeit von Familie und Beruf
	 zu gewährleisten?
Wir brauchen familienfreundlichere Arbeits-
zeiten, mehr betriebliche Betreuungsein-
richtungen und eine flexiblere Arbeitsver-
teilung, zum Beispiel zwischen Betrieb und 
Homeoffice. Darüber hinaus müssen wir 
umdenken: Weg vom traditionellen Fami-
lienbild, hin zu unterschiedlichen Lebens-
modellen, die ja bereits existieren. Diese 
müssen auch in gesetzlichen Regelungen 
berücksichtigt werden. Für Frauen brauchen 
wir Karrierechancen und nach wie vor steht 
die Forderung nach Entgeltgleichheit im 
Mittelpunkt.

	 Was wünschen Sie sich persön-
	 lich für Frauen im Spannungs

	 feld zwischen Beruf und Familie?
Ich wünsche mir, dass es den Begriff „Ra-
benmutter“ nicht mehr gibt, sondern dass 
Kinderbetreuung – von Eltern oder außer 
Haus – gleichermaßen anerkannt und eine 
Selbstverständlichkeit wird. Wir müssen 
die Verantwortung für Kinder auf mehr 
Schultern verteilen und dürfen sie nicht 
individualisieren. Wenn eine Gesellschaft 
Kinder will, dann müssen auch alle etwas 
dafür tun.

 Britta Jagusch

„Wir müssen die Verantwortung für Kinder 

  auf mehr Schultern verteilen “

Brunhilde Raiser, Theologin 
und Germanistin, ist seit 2004  
Vorsitzende des Deutschen 
Frauenrates. 
Im März 2008 wurde sie zur 
Vorsitzenden des neu gegrün-
deten Dachverbandes Evange-
lische Frauen in Deutschland 
gewählt.
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Die zunehmende Arbeitsmarktbe-
teiligung von Frauen, veränderte 
Familienformen und der demogra-
fische Wandel haben die Verein-
barkeit von Familie und Beruf zu 
einem wichtigen Thema der Euro-
päischen Sozialpolitischen Agenda 
gemacht. Dennoch wird bei der 
Umsetzung familienbewusster Per-
sonalpolitik in Betrieben die Rolle 
der Interessenvertretung noch 
weitgehend vernachlässigt.

Familienpolitik und die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf sind aber für Gewerk-
schaften und Betriebs- und Personalräte 
wichtige Zukunftsthemen. So hat der 
Gesetzgeber mit der Novellierung des Be-
triebsverfassungsgesetzes den veränderten 
Bedürfnissen von Frauen und Männern 
mit Familie Rechnung getragen und den 
Betriebsräten in diesem Handlungsfeld 
verbesserte Rechte eingeräumt.

Hier setzt das im Sommer 2007 gestar-
tete DGB-Projekt „Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie gestalten!“ an. Es 
soll für das Thema im Rahmen gewerk-
schaftlicher Bildung sensibilisieren und 
„Vereinbarkeit“ als Querschnittsthema 
in der gewerkschaftlichen Bildungsarbeit 
verankern. Gemeinsam mit Bildungsträ-
gern werden Angebote für Betriebs- und 
Personalräte initiiert. Durch die Vermittlung 
von praxisbezogenem Know-how sowie 
best-practise-Beispielen sollen Interessen-
vertretungen in ihrer professionellen Rolle 
gestärkt werden.

Wir beraten Interessierte, helfen bei der 
Kontaktvermittlung und unterstützen Bil-
dungsangebote und Öffentlichkeitsarbeit. 

Auf Workshops und Fachtagungen fördern 
wir den Austausch und die Vernetzung 
zwischen den Bildungsakteuren.

Zurzeit werden variabel einsetzbare 
Schulungsmodule zu den Themen „Be-
triebliches Gesundheitsmanagement und 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie“ 
sowie zur „Vereinbarkeit von Beruf und 
Pflege“ samt einer best-practise-Broschüre 
für Betriebs- und Personalräte entwi-
ckelt. Darüber hinaus werden Fallstudien 
erarbeitet, die vor allem den konkreten 
Gestaltungsprozess von familienfreund-
lichen Maßnahmen in Betrieben unter die 
Lupe nehmen.

Im Auftrag der Hans-Böckler-Stiftung 
wurde in Kooperation mit dem Institut für 
sozialwissenschaftlichen Transfer (SowiTra) 
eine Bestandsanalyse gewerkschaftlicher 
Bildungsarbeit zum Thema Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf durchgeführt. Die 
Ergebnisse zeigen, dass Vereinbarkeits-
fragen alle Lebens- und Arbeitsbereiche 
berühren und die Kenntnisse der Teilneh-
menden je nach Arbeits- und Lebenssitu-
ation sehr unterschiedlich sind. Schulung, 
Qualifizierung und Sensibilisierungstrai-
nings müssen daher als Schlüsselqualifika-
tionen ausgebaut werden.

Gemeinsame Initiativen von Gewerk-
schaften und Arbeitgeberverbänden 
helfen, die Bereitschaft der Arbeitgeber 
für eine Initiative familienfreundlicher 
Maßnahmen zu stärken. Das Handlungs-
bedarf besteht, belegt die WSI-Betriebs-
rätebefragung (2005). In lediglich sieben 
Prozent der befragten Betriebe existieren 
Betriebsvereinbarungen zum Thema Fami-
lienfreundlichkeit.

BETRIEBSRÄTE
SENSIBILISIEREN

DGB-Projekt schafft
Bildungsangebote

Von 
Frank Meissner

Frank Meissner ist Projekt-
koordinator des Projektes 
„Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie gestalten!“ beim DGB-
Bundesvorstand.

Informationen unter: 
www.familie.dgb.de

Ergebnisse der SowiTra-Studie 
„Evaluation von Bildungs-
konzepten zur Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf“ 
unter: www.boeckler.de/
pdf_fof/S-2007-9-3-1.pdf

Literatur zum Thema

In einer kontinuierlich wach-
senden Zahl von Betrieben 
werden familienfreundliche 
Massnahmen praktiziert. Was 
sich konkret dahinter verbirgt, 
zeigt die empirische Unter-
suchung „Familienfreund-
licher Betrieb – Einführung, 
Akzeptanz und Nutzung 
von familienfreundlichen 
Massnahmen“ von Elisabeth 
Botsch, Christiane Lindecke und 
Alexandra Wagner. Reihe: editi-
on der Hans-Böckler-Stiftung, 
Nr. 193, Düsseldorf 2008, ISBN: 
978-3-86593-073-6, 15 Euro.



Info-Brief 2/083

dgb-Initiative

9

Familie und Beruf vereinen ...
Fast jeder Mensch hat Familie und damit eine wichtige soziale Verantwortung:
die Erziehung und Fürsorge für den Nachwuchs gehören ebenso dazu wie die Unterstützung 
und Hilfe für pflegebedürftige Angehörige. Gleichzeitig ist es Frauen wie Männern wichtig, 
eine Existenz sichernde Erwerbstätigkeit auszuüben, berufliche Perspektiven zu haben und 
eine Anerkennung ihrer Leistungen zu erfahren. Eltern und Angehörige von Pflegebedürf-
tigen wollen gute Arbeit leisten, ihren eigenen Ansprüchen und denen ihrer Familien gerecht 
werden. Das können sie unter den gegenwärtigen Bedingungen hierzulande nur schwer 
oder gar nicht.

... ohne Nachteil für Frauen!
Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf sollte für Frauen und Männer gleichermaßen 
gewährleistet sein. Davon ist Deutschland jedoch weit entfernt. Zwar stellen sich zuneh-
mend auch Männer den Familienaufgaben. Aber nach wie vor sind es überwiegend Frauen, 
die ihre Erwerbsarbeit unterbrechen oder reduzieren, um alles unter einen Hut zu bringen. 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie erfordert ein umfassendes in sich stimmiges Konzept! 

Verantwortliche in der Pflicht
Beim Thema Vereinbarkeit sehen sich die Verantwortlichen in Politik und Wirtschaft zuneh-
mend zum Handeln verpflichtet. Die Aufgabe der Gewerkschaften  ist es, darauf zu achten, 
dass am Ende das richtige Konzept entsteht: Eine gleichberechtigte Lösung, die Familie und 
Beruf für Frauen wie Männer vereinbar macht. Der DGB und seine Gewerkschaften sind be-
teiligt in der „Allianz für Familie“, arbeiten in den „Lokalen Bündnissen für Familie“ mit und 
sie engagieren sich intensiv für eine verbesserte Situation in den Betrieben durch Tarifpolitik 
und Betriebsvereinbarungen. Zudem  unterstützen sie Betriebsräte z.B. durch Beratungspro-
jekte und in Netzwerken.

Vereinbarkeit von Beruf und Familie lässt sich nur bewerkstelligen, wenn sowohl Staat als 
auch Betriebe in die Verantwortung treten!

Der DGB und seine Gewerkschaften fordern

•	 die flächendeckende Verfügbarkeit ganztägiger Bildungs- und 
	 Betreuungseinrichtungen für Kinder aller Altersstufen.
•	 wohnortnahe Beratungsangebote und ein bedarfsgerechtes 
	 Angebot von Pflegedienstleistungen.
•	 familiengerechte Arbeitsbedingungen.

INFORMIEREN UND AKTIV WERDEN!

Weitere Informationen zum Thema Vereinbarkeit und zur Initiative
„ICH BIN MEHR WERT“ unter www.dgb-frauen.de

Ich bin mehr wert

Gemeinsam mit den Mitglieds-
verbänden und weiteren 
Frauenverbänden startete 
der DGB die frauenpolitische 
Initiative „ICH BIN MEHR 
WERT“. Sie dient als Aktions-
plattform für Akteurinnen 
in der Frauen und Gleichstel-
lungspolitik. Thema ist der 
Dreiklang Entgeltgleichheit, 
Karrierechancen und die 
Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie.

Wer Gleichstellung ernst 
nimmt, muss Rahmen schaf-
fen, in denen Frauen wie 
Männer sich frei entfalten 
können. Deutschland muss zu 
einer abgestimmten Strategie 
kommen, um Ungerechtig-
keiten auf dem Arbeitsmarkt 
zu beseitigen und Chancen-
gleichheit zu gewährleisten.

ICH BIN MEHR WERT ist eine 
Einladung an alle Frauen, mit 
vielfältigen Aktionen der Po-
litik, den Unternehmen und 
der Öffentlichkeit zu sagen, 
was sie wollen.
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Familienpolitik 
mit Horizont

In der Politik ist die Frage der 
Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie angekommen. Der 
demografische Wandel zwingt 
zum Umdenken. Doch die Kon-
zepte der Bundesregierung sind 
noch nicht schlüssig: Ein Jahr 
Elterngeld, drei Jahre Elternzeit, 
zehntägige kurzfristige Arbeits-
verhinderung und bis zu sechs 
Monate Freistellung zur Orga-
nisierung der Pflege. Und was 
kommt danach? Für den Rest 
des Erwerbslebens stehen viele 
Beschäftigte mit Familienaufga-
ben vor der Frage: Familie oder 
Beruf?

Wir fordern eine nachhaltige Politik zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie.

Bildungs- und Betreuungseinrichtungen für Kinder
Ein flächendeckendes Angebot an ganztägigen bezahlbaren Bildungs- und Betreuungsein-
richtungen für Kinder aller Altersstufen ist die zentrale Voraussetzung der Vereinbarkeit. In 
Deutschland sieht die Realität jedoch anders aus.

Krippenplätze sind Mangelware
Nur für zehn Prozent der unter dreijährigen Kinder gibt es in Deutschland einen Krippen-
platz. Dabei bestehen große Unterschiede zwischen den westlichen und östlichen Bundes-
ländern (siehe Grafik). Und der Rechtsanspruch auf einen Halbtagsplatz im Kindergarten 
reicht nicht aus.

Betreuungsgeld kein Ersatz
Ab 2013 soll jedes dritte Kind unter drei Jahren eine Chance auf einen Krippenplatz haben. 
Das Angebot von 250.000 soll auf 750.000 angehoben werden. Allerdings wurde bereits 
wieder ein Hintertürchen geöffnet: Eltern, die für ihr Kind keinen Krippenplatz in Anspruch 
nehmen wollen, sollen ein Betreuungsgeld erhalten. Daran ist erkennbar, wie schwer sich 
Politik damit tut, ein klares Konzept zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie zu etablieren.

Ganztagsschulen notwendig
Mit dem Schulbeginn sind Eltern erneut zu Kompromissen gezwungen, denn Schulen sind 
in Deutschland weitestgehend Halbtagseinrichtungen. In den westlichen Bundesländern 
stehen nur für sechs Prozent der Kinder im Grundschulalter Hortplätze zur Verfügung und in 
den östlichen für gut zwei Drittel (67,6 Prozent) 1. Für einen Elternteil ist somit bestenfalls 
eine Teilzeitarbeit möglich, wenn die Eltern über keine privaten Betreuungssysteme verfü-
gen.  1 Quelle: Deutsches Jugendinstitut, Zahlenspiegel, 2005

	 So wie es ist, kann es nicht bleiben. 
	 Deshalb fordern wir

	 •	 ganztägige Bildungs- und Betreuungseinrichtungen für Kinder 
		  aller Altersstufen - und zwar mittelfristig beitragsfrei.

	 •	 den Erhalt von ganztägigen Kindergartenplätzen im Osten 
			  und den weiteren Ausbau im Westen.

	 •	 einen zügigen Ausbau der Betreuungseinrichtungen für unter 
			  Dreijährige– und zwar ohne Behinderung durch Scheinlö-		
			  sungen wie das Betreuungsgeld.

	 •	 den Ausbau von Ganztagsschulen.

Quelle: WSI Datenreport, 2005

Kinderbetreuungsplätze für 
je 100 Kinder
nach Altersgruppen in Deutschland sowie West- und 
Ostdeutschland
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Hauptpflegende sind Frauen
In der Pflegeversicherung besteht der Grundsatz „ambulant vor stationär“. Das heißt, die 
häusliche Pflege wird gestärkt. Es entspricht auch dem Wunsch vieler älterer Menschen, im 
Pflegefall in ihrer gewohnten Umgebung zu bleiben. Familienangehörige wollen durchaus 
Verantwortung übernehmen, wollen und können aber dafür nicht ihre Erwerbstätigkeit auf-
geben. Frauen sind davon besonders häufig betroffen: Derzeit sind die Hauptpflegepersonen 
überwiegend im fortgeschrittenen Alter (54 Prozent zwischen 40 und 64 Jahren) und der 
Frauenanteil beträgt 74 Prozent. Bei einer durchschnittlichen Pflegedauer von 8,2 Jahren 
gibt es kaum ein Zurück in den Beruf.

Ambulante Pflegedienste verbessern
Pflegebedürftige und deren Angehörige brauchen ein gut ausgebautes Netz ambulanter 
Pflegedienste, die qualitativ hochwertige Pflege leisten können. Derzeit geht die Entwick-
lung in eine andere Richtung: Nur gut 50 Prozent der Beschäftigten in der ambulanten Pfle-
ge sind Fachkräfte. Daneben sind nach Schätzungen etwa 100.000 osteuropäische Frauen 
arbeitsrechtlich ungeschützt in Privathaushalten mit Pflegebedürftigen beschäftigt. Die Zahl 
der Pflegebedürftigen ist von 2003 auf 2005 um 4,8 Prozent gestiegen, das Pflegepersonal 
in Vollzeitstellen gerechnet aber nur um 2,2 Prozent.

Handlungsbedarf für den Staat
Die Schaffung entsprechender gesetzlicher Rahmenbedingungen und der notwendigen 
Infrastruktur ist Aufgabe des Staates. Die kürzlich beschlossene Pflegereform hat jedoch nur 
eine Teilantwort auf diese Anforderungen der Vereinbarkeit von Beruf und Pflege gegeben.

Teillösungen reichen nicht aus. Deshalb fordern wir
•	 wohnortnahe Beratung für Pflegebedürftige und Angehörige durch Pflegestützpunkte.
•	 ein bedarfsgerechtes Angebot von ambulanten, teilstationären und stationären 	 	
	 Pflegedienstleistungen mit qualifiziertem und tariflich entlohntem Personal.
•	 einen Rechtsanspruch auf Arbeitszeitreduzierung für die gesamte Pflegedauer.

VERPFLICHTUNG DER WIRTSCHAFT
Die meisten Betriebe und viele Verwaltungen sind noch nicht auf den besonderen Zeitbedarf 
von Familien ausgerichtet. Dreh- und Angelpunkt einer familiengerechten Arbeitswelt ist die 
Arbeitszeit, die Arbeitsorganisation und die Betriebskultur. Für Beschäftigte haben eine fle-
xible Arbeitszeit und ein familienfreundliches Klima dabei die höchste Priorität. Obwohl drei 
Viertel aller Unternehmen Familienfreundlichkeit als wichtig einschätzen, praktizieren nur 
knapp ein Viertel entsprechende Maßnahmen 4. 4 Quelle: Unternehmensmonitor Familienfreundlichkeit, 2006

Wir wollen das ändern
Die betriebliche Interessenvertretung ist hier die erste Ansprechpartnerin. Sie kann entspre-
chend der differenzierten Bedürfnisse der Beschäftigten handeln. DGB und Gewerkschaften 
unterstützen sie dabei.

FLEXIBILITÄT und 
Zeit FÜR PFLEGE

Von den gut zwei Millionen 
Pflegebedürftigen werden etwa 
1,4 Millionen in Privathaushal-
ten gepflegt. Studien belegen, 
dass die Pflege, insbesondere 
die häusliche Pflege, künftig 
zunehmen wird. 
Wer soll diese Pflege leisten, 
wenn es schon jetzt an Pflege-
diensten mangelt?

Pflegesituation in Deutschland
Von 2,1 Millionen Pflegebedürftigen erhalten

Von 980.000 Hauptpflege-
personen in der Privatpflege 
sind 74% Frauen

33%
Stationäre 

Betreuung im 
Pflegeheim    

22%
Ambulante 
Betreuung

zu Hause

45%
Betreuung
durch Angehörige 
zu Hause

Quelle: Statistisches Bundesamt, 2005
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Nachlese

zum auftakt 
der Initiative

Mit vielen regionalen Veranstaltungen zu Rollenbildern in der Gesellschaft 
und den Benachteiligungen von Frauen auf dem Arbeitsmarkt startete die 
Initiative ICH BIN MEHR WERT! rund um den 8. März. Im Norden fanden sowohl 
in Lübeck als auch in Hamburg Veranstaltungen statt, die vor allen Dingen die 
Entgeltgleichheit bzw. -ungleichheit und das Thema Mindestlohn in den Mittel-
punkt rückten.

Im Süden der Republik, in München, bereiteten die Frauen ein Fest vor, das sich in einer 
historischen Perspektive mit dem alten und neuen Frauenbild auseinandersetzte. In 
szenischen Darstellungen und einem Video wurden sowohl Passanten befragt als auch 
Künstler und Künstlerinnen aufgefordert, sich mit diesem Wandel auseinanderzusetzen. 
Dabei wurde besonders deutlich, dass die Emanzipation im privaten Bereich weit fortge-
schritten ist und Frauen in der Regel selbstbestimmt leben können. Die Situation auf dem 
Arbeitsmarkt ist aber immer noch geprägt von Barrieren, gläsernen Decken und Zuschrei-
bungen, die Frauen daran hindern, im Arbeitsleben gleichberechtigt agieren zu können.

In Saarbrücken fand eine große Veranstaltung für politisch interessierte und verantwort-
liche Frauen der Region statt, die sich besonders mit prekärer Beschäftigung und ihren 
zahlreichen Facetten auseinandersetzte. In Form eines Weltcafés war es den Teilneh-
merinnen möglich, sich über die verschiedenen Aspekte prekärer Beschäftigung zu infor-
mieren und politische Schlussfolgerungen zu ziehen. Auch in Thüringen, insbesondere in 
Erfurt, gab es wieder zahlreiche 8. März-Veranstaltungen, die hier insbesondere die Frage 
von Mindestlohn thematisierten.

Das politische Berlin war am 8. März-Wochenende eher ausgeflogen. Dafür feierten die 
Gewerkschaftsfrauen im ver.di-Haus. In der Woche davor fanden zwei Pressekonferenzen 
statt, zum einen ein Auftakt mit Ingrid Sehrbrock, Margret Mönig-Raane und weiteren 
Bündnispartnerinnen, die die Entgeltungleichheit und verschiedene Ansätze zur Behebung 
dieser Ungerechtigkeit thematisierten.

Eine weitere Pressekonferenz mit Edeltraud Glänzer, Helga Schwitzer und Michael Som-
mer bezog sich auf eine Sonderauswertung des DGB-Index Gute Arbeit und beleuchtete 
noch einmal intensiv das Thema Vereinbarkeit von Beruf und Familie.

Der nächste Schritt der DGB-Aktivitäten wird nun sein, in verschiedenen Teilen der Repu-
blik größere und kleinere Veranstaltungen zu konzipieren und aufeinander abzustimmen. 
Die Frauen in Frankfurt, Düsseldorf, Stuttgart sind bereits mit den Vorbereitungen intensiv 
befasst. Zahlreiche Aktionsideen wurden präsentiert und befinden sich nun in der Umset-
zungsphase. Weitere Informationen ab Ende April unter: www.dgb-frauen.de

 Claudia Menne

Claudia Menne leitet den 
Bereich Gleichstellungs- 
und Frauenpolitik beim 
DGB-Bundesvorstand.
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Entgrenzte Arbeit
Entgrenzte Familie

Neue Herausforderungen
für das Familienleben

Von Michaela Schier
und Peggy Szymenderski

Stabile Verhältnisse von Familie und 
Erwerbsarbeit gehören der Vergan-
genheit an. Die Wandlungsprozesse 
und neuen Formen der praktischen 
Auseinandersetzung im Span-
nungsfeld von Arbeit und Familie, 
untersuchte das Forschungsprojekt 
„Entgrenzte Arbeit – entgrenzte 
Familie“ des Deutschen Jugend-
instituts in Kooperation mit der 
Technischen Universität Chemnitz.

Der sozialwissenschaftliche Begriff der 
„Entgrenzung“ verweist darauf, dass 
Grenzziehungen, die für Erwerbsarbeit, 
Familie sowie ihre jeweilige geschlechts-
spezifische Strukturierung in der frühen 
und entwickelten Industriegesellschaft 
charakteristisch waren, in unserer Gegen-
wartsgesellschaft schwächer werden und 
sich auflösen.

So ist Erwerbsarbeit im Vergleich zu den 
50er und 60er Jahren in Ost- und West-
deutschland sehr viel flexibler geworden. 
Das so genannte Normalarbeitsverhältnis 
als sozialrechtlich abgesicherte Vollzeit-
erwerbsarbeit mit stabilen, geregelten 
Arbeitszeiten verliert an Bedeutung. Die 
Orte des Arbeitens sind nicht mehr klar 
definiert. Man arbeitet zu Hause oder an 
unterschiedlichen Arbeitsorten, auch 
außerhalb des Betriebs und muss räumlich 
mobil sein. Die Beschäftigungsverhältnisse 
werden dereguliert. Mütter sind vor allem 
in Westdeutschland zunehmend erwerbs-
tätig, in Ostdeutschland sind sie es weiter-
hin auf hohem Niveau. Männer üben ihre 
Berufe nicht mehr ein Leben lang aus 
und erfüllen seltener die Ernährerrolle; 
ihre Erwerbsbiografien sind oftmals unter-
brochen. 

Auch die Familienformen vervielfältigen 
sich – im Osten Deutschlands wesentlich 
stärker als im Westen. Frauen, Männer und 
Kinder leben seltener in der so genannten 
„Normalfamilie“, wie sie in den 50er und 
60er Jahren verbreitet war. Die Menschen 
machen im Verlauf ihres Lebens häufiger 
Erfahrungen mit verschiedenen Familien-
konstellationen. Die vormals klaren Vor-
stellungen von einem „richtigen“ Leben 
als Frau oder als Mann verschwimmen 
zusehends. Dabei kümmern sich Männer 
häufiger um die Betreuung und Erziehung 
der Kinder und Frauen reduzieren ihr Enga-
gement für Hausarbeit. 

Die Sphären Familie und Erwerbsarbeit sind 
demnach nicht mehr eindeutig voneinander 
getrennt und mit klaren geschlechtsspezi-
fischen Zuweisungen verbunden, sondern 
es gibt grundlegende Grenzverschiebungen. 
Dies erfordert von erwerbstätigen Eltern im 
Alltag und im Lebensverlauf das Verhältnis 
zwischen Familie und Erwerbsarbeit perma-
nent neu auszubalancieren. Die Familie ist 
damit kein Ort, an dem gesellschaftlicher 
Wandel nur „ankommt“, sondern sie ist der 
Ort, an dem Entgrenzungen selber entste-
hen sowie verarbeitet werden.

Das Deutsche Jugendinstitut ging in Ko-
operation mit der Technischen Universität 
Chemnitz im Forschungsprojekt „Ent-
grenzte Arbeit – entgrenzte Familie“1

deshalb der Frage nach, welche neuen 
Anforderungen an die Herstellung von 
Familie sich aus dem doppelten Wandel 
ergeben und welche innovativen Praktiken 
Eltern entwickeln, um unter Bedingungen 
von Entgrenzung ihren Alltag zu gestalten. 
Dafür wurden in Leipzig und München 
Interviews mit 76 erwerbstätigen Müttern 

Diplomgeografin Dr. Michaela 
Schier (Bild oben links) ist wis-
senschaftliche Mitarbeiterin in 
der Abteilung Familie und Fami-
lienpolitik des Deutschen Jugend-
instituts in München mit den 
Forschungsschwerpunkten All-
tagsgestaltung und Multiloka-
lität von Familien sowie Verein-
barkeit von Familie und Beruf.
Kontakt: schier@dji.de

Peggy Szymenderski ist Diplom-
Soziologin mit den Themen-
schwerpunkten Lebensführung, 
Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf sowie Polizeiforschung. 
Ab Mai 2008 ist sie Promotions-
stipendiatin der Friedrich-Ebert-
Stiftung. Kontakt: Peggy.Szymender-

ski@phil.tu-chemnitz.de

Informationen 
zur Studie unter:
www.tu-chemnitz.de/phil/
soziologie/voss/ProjEFEA.htm 

www.dji.de/cgi-bin/projekte/
output.php?projekt=773

1 Das Projekt wurde von der 
   Hans-Böckler-Stiftung gefördert.
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und Vätern aus zwei unterschiedlich struk-
turierten Berufsfeldern – dem Einzelhandel 
und dem Bereich der Film- und Fernsehpro-
duktion – durchgeführt, die Kinder im Alter 
von 0 bis 16 Jahren haben.

Familienleben in Zeitlücken
Zeit gemeinsam an einem Ort zu verbringen, 
zählt zu den konstitutiven und sinnstif-
tenden Elementen des familialen Zusam-
menlebens. Dies ist für viele erwerbstätige 
Mütter und Väter heute zum Problem in 
ihrem Alltag geworden: Familienzeit – 
abends oder am Wochenende – ergibt sich 
nicht mehr von selbst.

Die Flexibilisierung von Arbeitszeiten 
sowie die hohen Anforderungen beruf-
licher Mobilität führen dazu, dass Familie 
heute zunehmend in den „Zeitlücken“ der 
Erwerbsarbeit sowie „aus der Ferne“ gelebt 
werden muss. Allerdings haben die daraus 
entstehenden Zeitoptionen und damit auch 
die Zeitnöte der Familien je nach Berufsfeld 
und Beschäftigungsverhältnis verschiedene 
Gesichter und bieten unterschiedliche 
Möglichkeiten für die Lebensführung.

Von Zeitknappheit aufgrund langer Arbeits-
zeiten (zwischen 50 und 72 Stunden pro 
Woche) oder häufigen beruflichen Aus-
wärtsaufenthalten sind vor allem Familien 
von Vollzeit- und Führungskräften sowie 
von Vielreisenden und Wochenendpendle-
rInnen betroffen. Zeitnöte ganz anderer Art 
entstehen bei hochflexibler Teilzeitarbeit, 
wie sie im Einzelhandel typisch ist. Die 
Arbeitszeiten können in Lage und Dauer 
stark variieren. Die häufig sehr kurzfristigen 
Arbeitseinsätze, die hohe Variabilität und 
die zunehmende Ent-Rhythmisierung 
führen zu einer Zerstückelung des Familien-

alltags. Familienleben muss dann gleichsam 
„auf Knopfdruck“ stattfinden. Aus der 
projektförmigen Organisation von Erwerbs-
arbeit der Filmschaffenden ergeben sich in 
unregelmäßigen Abständen „Zeitlücken“, 
in denen dann Familienalltag stattfinden 
kann - ein Familienleben in Phasen und 
„Zwischenzeiten“. Sind beide Eltern er-
werbstätig, verkomplizieren sich nochmals 
die raum-zeitlichen Muster der gemein-
samen Anwesenheit der Familienmitglieder.

Veränderungen in den Familien nach 
Trennung und Scheidung der Eltern haben 
zusätzliche Auswirkungen auf Zeiten ge-
meinsamer Anwesenheit. Denn je nachdem 
welches Familienarrangement Eltern nach 
der Trennung wählen, nimmt für die ge-
trennt lebenden Elternteile die gemeinsam 
mit den Kindern verbrachte Zeit zu oder 
aber sie reduziert sich. Die unterschied-
lichen Familiensituationen, wie Patchwork- 
und Fortsetzungsfamilien sowie binukleare 
Familien, stellen die Beteiligten vor die 
Aufgabe, Alltagspraktiken zu entwickeln, 
die auf die neuen Arrangements passen. 

Innovative Umgangspraktiken
Der Anforderung, Familie zunehmend in 
den – oft kleinen und wenig planbaren – 
Zeitlücken des Alltags und aus der Ferne 
leben zu müssen, begegnen die Eltern mit 
spezifischen Umgangspraktiken. Manche 
davon setzen im Erwerbsbereich an: Eltern 
schränken ihre räumliche und zeitliche 
Verfügbarkeit in der Erwerbsarbeit ein. Sie 
beginnen ihre Arbeitszeiten zu verhandeln 
und nach ihren individuellen und familialen 
Interessen zu gestalten. Nicht nur Frauen, 
sondern zunehmend auch Männer wägen 
die Kosten eines beruflichen Aufstiegs für 
das Familienleben ab. Einige verzichten 

Literatur zum Thema:

Familie als Herstellungslei-
stung in Zeiten der Entgren-
zung, Michaela Schier/Karin 
Jurczyk (2007). In: Aus Politik 
und Zeitgeschichte, 34/2007, 
S. 10-17.

Arbeitsbedingungen im 
Einzelhandel und in der 
Film- und Fernsehproduk-
tion. Rahmenbedingungen 
für die familiale Alltagsge-
staltung. Michaela Schier/
Peggy Szymenderski. EntAF - 
Arbeitspapier, Nr. 1, Deutsches 
Jugendinstitut.

Eltern in entgrenzter Er-
werbsarbeit – differenzierte 
und flexible Betreuungsbe-
darfe. Teilergebnisse einer 
qualitativen Studie im Einzel-
handel und in der Film- und 
Fernsehbranche. Michaela 
Schier/Peggy Szymenderski/
Karin Jurczyk (2007). EntAF - 
Arbeitspapier, Nr. 2, Deutsches 
Jugendinstitut.
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Viel Interesse
kaum Angebote 

Unternehmen sind noch
wenig familienfreundlich

Von Vanessa Schlevogt

Das DGB-Bildungswerk Hessen 
leistet durch Seminare und For-
schungsprojekte einen wichtigen 
Beitrag zu einer besseren Verein-
barkeit von Familie und Beruf. Um 
das Thema stärker in der betrieb-
lichen und gewerkschaftlichen 
Arbeit zu verankern, wurde 2007 
das DGB-Projekt „Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf in Offenbach 
– das machen wir“ initiiert und 
wissenschaftlich begleitet.

Im Rahmen der von der BGAG Stiftung 
Walter Hesselbach geförderten Studie  
wurden ExpertInneninterviews mit 21 
Betriebs- und PersonalrätInnen oder Frau-
enbeauftragten von 15 Offenbacher Un-
ternehmen mit rund 11.000 Beschäftigten 
geführt. Keines der Offenbacher Unterneh-
men wurde bisher als familienfreundlicher 

(Gesamt-)Betrieb zertifiziert. Ziel war es, 
durch eine Situations- und Bedarfsanalyse 
eine fundierte Basis für die Planung der 
gewerkschaftlichen Aktivitäten zu erhalten 
und Handlungsvorschläge für das weitere 
Vorgehen innerhalb der Kommune zu ent-
wickeln. Dies war notwendig, da nicht allen 
Betriebs- und Personalräten ausreichende 
Informationen über die Situation erwerbs-
tätiger Eltern oder pflegender Angehöriger 
im eigenen Betrieb vorlagen.

Die Mehrheit der InteressensvertreterInnen 
ordnete das Thema als wichtig für die 
eigene Arbeit ein und formulierte die Über-
zeugung, dass damit verbundene Fragestel-
lungen wie die Kinderbetreuung von unter 
Dreijährigen oder die Pflege älterer Ange-
höriger zunehmende Bedeutung für ihren 
betrieblichen Alltag bekommen werden.
Im Rahmen der Befragung ließen sich 

Vanessa Schlevogt ist Leite-
rin der Koordinierungsstelle 
„Familiengerechte Hochschu-
le“ an der Johann Wolfgang 
Goethe-Universität in Frank-
furt am Main. Die Politikwis-
senschaftlerin forscht und 
berät zur Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf sowie zur 
Prävention in der Kinder- und 
Jugendhilfe.

Kontakt:        vanessa@schlevogt.de

info@dgb-bildungswerk-hessen.de

sogar bewusst auf Karriere - oder auf 
(mehr) Kinder. Um sich bei Dienstreisen 
trotz Entfernung nahe zu bleiben, werden 
regelmäßig Familientelefonkonferenzen 
durchgeführt. Manchmal reisen die Fami-
lienmitglieder an den Arbeitsort nach oder 
pflegen mobiles Familienwohnen.

Die Ergebnisse des Projekts zeigen deutlich, 
dass es vielen Familien durch eine In-
tensivierung der Gestaltungsleistungen 
durchaus gelingt, einen Umgang mit der 
doppelten Entgrenzung zu finden. Aller-
dings gibt es auch Familien, bei denen die 
Probleme überwiegen, die unter Stress 
leiden und zu erschöpft für die Pflege ihrer 
Beziehungen sind. Verlässliche Fürsor-
gearbeit in privaten Beziehungen ist der 

Sockel, auf dem die Erwerbsgesellschaft 
und der Wohlfahrtsstaat ruhen. Deshalb ist 
es notwendig, dass Politik und Wirtschaft 
Familien grundlegend entlasten und ihnen 
nicht einseitig die Kosten für die Flexibi-
lisierung der Erwerbsarbeit aufdrücken. 
Wie die oben dargestellten Praktiken der 
Mütter und Väter zeigen, brauchen sie 
insbesondere im Erwerbsbereich Spielräu-
me zur aktiven Mitgestaltung. Nur dann 
können sie die in den Entgrenzungen und 
Flexibilisierungen angelegten Chancen für 
die Gestaltung ihres Alltags nutzen. Muss 
sich die Familie der Taktung des Erwerbs-
bereichs jedoch unterordnen, dann besteht 
die Gefahr, dass die besondere Qualität des 
familiären Miteinanders in den Zeitlücken 
der Erwerbsarbeit verschwindet.
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Elternzeit 
und Wiedereinstieg
•	 Die meisten Mütter und Väter haben
	 ein Interesse daran, während der 		
	 Elternzeit mit dem Betrieb in Verbindung 	
	 zu bleiben und wünschen sich konkrete 	
	 Angebote von Seiten des Betriebs.
•	 Insbesondere bei hochqualifizierten 		
	 ArbeitnehmerInnen ist ein Trend zu 		
	 einer kürzeren Erwerbsunterbrechung 
	 zu beobachten.

Familienfreundliche 
Arbeitszeit
•	 Viele ArbeitnehmerInnen können ihre 	
	 gewünschte Arbeitszeit nicht realisie-
	 ren.
•	 Für viele westdeutsche Mütter, ins	 	
	 besondere von kleinen Kindern, ist 		
	 die zentrale Vereinbarkeitsstrategie die
	 Ausübung einer Teilzeitbeschäftigung. 	
	 Im Verarbeitenden Gewerbe gibt es 		
	 allerdings große Widerstände. In man-
	 chen Offenbacher Unternehmen stellen 	
	 Teilzeitstellen die absolute Ausnahme 	
	 dar. Für viele junge Mütter ist daher der 	
	 Wiedereinstieg nach der Elternzeit 
	 oftmals aufgrund mangelnder Kinder-	
	 betreuungsangebote sehr schwer zu 	
	 realisieren.

Infrastruktur zur Bildung und 
Betreuung von Kindern

•	 Immer mehr Unternehmen realisieren,
	 dass familienfreundliche Maßnahmen
	 nicht nur den Beschäftigten, sondern
	 auch ihren eigenen Zielen nutzen.
•	 Es zeigt sich ein Trend zu einer Aus-
	 weitung betrieblicher Initiativen zur 		
	 Kinderbetreuung.

Ergebnisse 
der Studie

Ergebnisse der Studie unter: 
www.dgb-bildungswerk-hessen.de/
cms/upload/publikationen/of_bro-
schuere.pdf

DGB-Projekt „Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf in Offenbach - das 
machen wir“ unter: www.region-
suedosthessen.dgb.de/familieberuf/
familie_beruf_index

wiederkehrende Themen identifizieren, die 
aber nicht unbedingt in jedem Unternehmen 
auftreten. Die zentralen Handlungsfelder 
sind Elternzeit und Wiedereinstieg, familien-
freundliche Arbeitszeiten sowie der Ausbau 
der Infrastruktur für die Betreuung und Bil-
dung von Kindern. Es wurde deutlich, dass 
es insbesondere im Verarbeitenden Gewerbe 
noch viele Stolpersteine auf dem Weg zum 
familienfreundlichen Unternehmen gibt, 
zum Beispiel bilden dort Teilzeitstellen die 
Ausnahme. Auch betriebliche Angebote rund 
um das Thema Elternzeit sind außerhalb 
des Öffentlichen Dienstes noch weitgehend 
unbekannt. Dazu kommt der bekannte 
Mangel an Betreuungsplätzen, insbesondere 
für unter Dreijährige und Schulkinder.

Diese Themen wurden vom DGB-Bildungs-
werk Hessen in begleitenden Schulungen für 
Betriebs- und PersonalrätInnen aufgegriffen 
und vertieft. Die Seminare wurden als sehr 
hilfreich für die betriebliche Umsetzung be-
wertet und werden auch 2008 fortgesetzt 
und um den Themenbereich „Vereinbarkeit 
von Pflege und Beruf“ erweitert.

Das DGB-Projekt wurde von den Interes-
sensvertretungen vor Ort, gerade in der 
Kombination von empirischer Untersuchung 
und Praxisbegleitung, als sinnvolle Unter-
stützung der eigenen Arbeit bewertet. Im 
Laufe eines Jahres wurde ein Netzwerk mit 
Betriebs- und Personalratsmitgliedern von 
rund 20 Unternehmen aufgebaut, das sich 
auch weiterhin dem Thema familienfreund-
licher Betrieb widmen wird.
Die Ergebnisse der wissenschaftlichen 
Begleitung sind in der Broschüre „Betriebs- 
und Personalräte für familienfreundliche 
Unternehmen“ des DGB-Bildungswerk 
Hessen zusammengefasst.
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Danone GmbH

In der Hauptverwaltung der Danone 
GmbH arbeiten 200 MitarbeiterInnen, 
58 Prozent davon sind Frauen. Das Un-
ternehmen unterhält in Deutschland 
drei Produktionswerke und vertreibt 
weltweit unter anderem Joghurt, 
Frischkäse, Quark und Desserts.

Der Aktionsplan zum Thema Work-
Life-Balance ist breit gefächert: 
Flexibilisierung der Arbeit, Sensibi-
lisierung der Führungskräfte sowie 
mehr Transparenz durch betriebliche 
Öffentlichkeitsarbeit. Die konkreten 
Handlungsansätze sind das Ergebnis 
einer Mitarbeiterbefragung in der 
Hauptverwaltung der Danone GmbH 
im süddeutschen Haar.

Im Sommer 2006 fiel der Startschuss für das 
DGB-Beratungsprojekt „Zwischen Familie 
und Beruf passt kein oder“ in der Danone 
GmbH. Angestoßen durch den Betriebs-
rat, entschied sich die Geschäftsführung, 
Möglichkeiten der Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf zunächst in der Hauptverwaltung 
des Unternehmens zu analysieren. „Die 
Nachfrage der MitarbeiterInnen war groß, 
insbesondere nach konkreten Maßnahmen“, 
berichtet Gesamtbetriebsratsvorsitzender 
Walter Kopp, der das Projekt, das kleine und 
mittelständische Unternehmen in Sachen 
familiengerechte Personalpolitik berät, be-
antragte. Eine Steuerungsgruppe bestehend 
aus Betriebsrat, Personalabteilung und einer 
Beraterin der Wert.Arbeit GmbH entwickelte 
ein Konzept für das weitere Vorgehen.

„Es gab schon einige individuelle Ansätze, 
die aber zu wenig transparent waren“, 
erläutert Bettina Dittmann, verantwortlich 
für die interne Kommunikation im Unter-
nehmen. Durch die Befragung wurden die 
Wünsche nach arbeitsorganisatorischen und 
technischen Veränderungen konkretisiert. 
„Jetzt wird überprüft, inwieweit die mobile 
Arbeit durch die Bereitstellung von Laptops 
und weiterem technischen Equipment 
ausgeweitet werden kann.“ Darüber hinaus 
wird die Arbeit von zu Hause aus, im so 

GroSSer Wunsch
nach Flexibilität

In der Arbeitsorganisation
sind neue Wege gefragt

genannten Homeoffice, für verschiedene 
Arbeitsbereiche getestet. Für Beschäftigte 
mit Kindern eine enorme Erleichterung, auch 
wenn durch die Vertrauensarbeitszeit in der 
Hauptverwaltung eine gewisse Flexibilität 
schon existiert.

„Was die Nachfrage der Kinderbetreuung 
angeht, versuchen wir in kommunalen 
Kindertagesstätten und dem Betriebskin-
dergarten eines Nachbarunternehmens, 
Platzkontingente für eigene Mitarbeiter zu 
schaffen“, sagt Kopp. Dienstleistungen für 
die Vermittlung von Tagesmüttern einzurich-
ten, sei angedacht.

Auch die Führungskräfte werden für die 
Thematik „Work-Life-Balance“ in Trainings 
und Workshops sensibilisiert und sollen mit 
gutem Beispiel vorangehen. In jährlichen 
Mitarbeitergesprächen soll explizit nach der 
Vereinbarkeit von Beruf- und Privatleben 
gefragt werden. Teilzeitarbeit und das so 
genannte Sabbatical, eine Auszeit für ein 
Jahr, werden bereits ermöglicht.

Dass Work-Life-Balance weit mehr umfasst 
als Familie und Beruf, zeigen weitere Ange-
bote, wie Gesundheitstage mit kostenlosen 
Hörtests, Hautscreenings, Herz-Stress-
Checks und Körperfettanalysen. Sie erspa-
ren Wartezeiten beim Arzt und sorgen für 
eine „gesunde“ Belegschaft. „Was in der 
Hauptverwaltung als Pilotprojekt auf den 
Weg gebracht wurde, soll zukünftig auch 
auf die Produktionswerke ausgeweitet 
werden“, sagt Kopp. Das Projekt sei zwar 
abgeschlossen, aber der Einsatz für eine 
bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
gehe weiter.

 Britta Jagusch

„Zwischen Familie und Beruf 
passt kein oder“

Dass Beratungsprojekt des DGB und 
der Gewerkschaften „Zwischen Familie 
und Beruf passt kein oder“ des Bereichs 
Gleichstellungs- und Frauenpolitik 
berät kleine und mittelständische 
Unternehmen wie sie ihre Personalpo-
litik familiengerecht gestalten können. 
Gefördert wird das Projekt von der 
BGAG Stiftung Walter Hesselbach.

Informationen unter: 
www.bgag-stiftung.de

Informationen und Angebote rund um 
das Thema Beruf und Familie bei der 
NGG unter: www.ngg.net/netzwerke_
gruppen/frauen
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Passgenaue
Lösungen

Familienfreundlichkeit
stärkt Unternehmen

In der Dörken AG in Herdecke 
werden Eltern bei der schnellen 
Rückkehr in den Job unterstützt 
und flexible Arbeitszeiten ange-
boten. Wie auch mittelständische 
Unternehmen eine familiengerechte 
Personalpolitik gestalten können, 
zeigt das von der BGAG-Stiftung 
Walter Hesselbach geförderte DGB-
Beratungsprojekt „Zwischen Familie 
und Beruf passt kein oder“.

Als Ute Herminghaus-Böcking vor Jahren 
ihre Karriere startete, erlebte sie am eige-
nen Leib, wie schwer es sein kann Familie 
und Beruf miteinander zu vereinbaren. 
„Die Öffnungszeiten der Kindertagesstätten 
passten nicht zum Job, Babysitter fielen 
plötzlich aus, die Kinder wurden krank“, 
erinnert sich die Mutter zweier Töchter,  die 
seit 1992 dem Vorstand der Doerken AG 
angehört. „Das war oft sehr stressig.“ Heu-
te versucht die Geschäftsführerin der Unter-
nehmensgruppe, mit 500 MitarbeiterInnen 
am Stammsitz in Herdecke, familienfreund-
liche Arbeitsbedingungen zu schaffen. Das 
Unternehmen, das Bauverbundfolien und 
Lacke produziert, engagiert sich auch im 
Lokalen Bündnis für Familie.

Um die bestehenden Angebote zu 
erweitern, wurde 2006 das Angebot des 
Beratungsprojektes des Bereichs Gleich-
stellungs- und Frauenpolitik des DGB-
Bundesvorstandes in Anspruch genom-
men. Eine Arbeitsgruppe, bestehend aus 
VertreterInnen des Betriebsrates, der IG 
Bergbau, Chemie, Energie (IGBCE) sowie 
einer Beraterin der Wert.Arbeit GmbH, 
planten die nächsten Schritte. „Wir haben 
erst einen Flyer entwickelt, um auf die 
bestehenden Angebote aufmerksam zu 

machen“, berichtet der stellvertretende 
Betriebsratsvorsitzende, Peter Altmaier. 
Dann folgte eine Bedarfsanalyse durch eine 
Befragung aller Beschäftigten. 

„Die größten Probleme bestanden in den 
kurzen Öffnungszeiten der kommunalen 
Kindertagesstätten und der Betreuung 
während der Ferien“, erklärt Altmaier. 
Aber die Einrichtung einer betrieblichen 
Betreuungsstätte habe sich nicht gelohnt. 
So entwickelte man andere Lösungen: 
Geschäftsführerin Herminghaus-Böcking 
setzte sich für den Ausbau der Betreuungs-
zeiten bei den örtlichen Kindertagesstätten 
ein. In den Ferien wurden die Kinder aller 
Beschäftigten zunächst für einen Tag in den 
Tierpark eingeladen und betreut. „Mit gro-
ßer Resonnanz“, freut sich Altmaier. Jetzt 
überlege man, wie ein solches Angebot 
ausgebaut werden könne. 

Auch die Einrichtung familiengerechter 
Arbeitsplätze ist angedacht. Flexible 
Arbeitszeitsysteme bestehen schon und 
vereinfachen den MitarbeiterInnen, Beruf 
und Familie zu vereinbaren. „Jetzt müssen 
wir nur noch die Väter motivieren, dass sie 
sich mehr in die Erziehungsarbeit einbrin-
gen“, sagt Herminghaus-Böcking und 
plädiert für eine Aufteilung der Elternzeit in 
kürzere Abschnitte von mehrmals mehreren 
Wochen. Auch in Führungsverantwortung 
sei das möglich. Inbesondere junge Mütter 
werden ermuntert, möglichst schnell wieder 
beruflich einzusteigen, auch mit wenigen 
Stunden. „Wir haben damit sehr gute 
Erfahrungen gemacht“, sagt Herminghaus-
Böcking. Sie ist sich sicher: „Familien-
freundlichkeit zahlt sich aus.“

 Britta Jagusch

Informationen zum DGB-Beratungs-
projekt unter: www.dgb.de/themen/
gleichstellung/praxis/beratung/

Informationen und Angebote rund 
um das Thema Beruf und Familie 
bei der IGBCE unter: www.igbce.de/
portal/site/igbce/menuitem.781052031
dd88b639d37a210c5bf21ca/
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Gemeinsam
mehr erreichen

50 familienfreundliche
Unternehmen vernetzt

Dass sich Lösungen für eine bes-
sere Vereinbarkeit von Erwerbstä-
tigkeit und Privatleben oft besser 
gemeinsam verwirklichen lassen, 
zeigt das Bremer Verbundprojekt 
„Beruf und Familie“. 50 Unter-
nehmen aus den verschiedensten 
Branchen haben sich mit kreativen 
Angeboten auf dem Weg zum fami-
lienfreundlichen Betrieb zusammen 
geschlossen.

Die Liste der Unternehmen ist lang: Amt 
für Soziale Dienste, Daimler AG, Polizei und 
Hochschule Bremen, Eurogate, Kraftfoods, 
Airbus und viele mehr. Seit 2004 fließen 
Mittel aus dem Finanztopf des Europä-
ischen Sozialfonds in das Bremer Ver-
bundprojekt, in dessen Geschäftsstelle die 
Aktivitäten koordiniert werden. Dabei geht 
es darum, Personalverantwortliche von 
Unternehmen miteinander zu vernetzen 
und sie über mögliche Aktivitäten zu infor-
mieren. Die Angebotspalette ist breit. Sie 
reicht von praktischen Hilfen, wie einem 
unternehmensinternen Bügelservice und 
einem Eltern-Kind-Büro, das unvorhergese-
hene Betreuungsengpässe abdeckt, bis hin 
zur Beratung von Führungskräften, die für 
die Karrieremöglichkeiten Teilzeitbeschäf-
tigter sensibilisiert werden sollen.

Am Anfang stehen Gespräche mit der 
Geschäftsleitung und den Projektkoordina-
toren, um herauszufinden, welche famili-
enfreundlichen Angebote im Unternehmen 
bereits existieren. Dann wird ein Plan für 
die nächsten drei Jahre erarbeitet. Alle 
drei Monate treffen sich die Beteiligten 
bei einem „Jour Fixe“ zum Erfahrungsaus-
tausch. Es gehe darum, neue Anregungen 
zu bekommen, voneinander zu lernen und 

gemeinsam Lösungen zu entwickeln, er-
läutert Geschäftsstellenleiter Patrick Frede 
„Das Netzwerk ist das Wichtigste.“ So 
organisierte und sponserte Flugzeugbauer 
Airbus im vergangenen Jahr in Koopera-
tion mit der Bremer Niederlassung der 
Daimler AG und dem städtischen Energie-
versorger swb ein dreiwöchiges Sommer-
feriencamp für 300 Mitarbeiterkinder. In 
diesem Sommer werden eine Zirkuswoche 
und ein Wildnis- und Indianercamp ange-
boten.
„Die Kinderbetreuung ist besonders 
wichtig“, sagt Frede. Verstärkt werde aber 
auch die Pflege von Angehörigen und die 
Inanspruchnahme der Elternzeit von Vä-
tern thematisiert. Bei der Kinderbetreuung 
scheitere die Einrichtung von Betriebskitas 
in kleineren und mittleren Unternehmen 
oft an den Finanzen. „Gemeinsam sind 
Projekte besser umzusetzen.“ Viele Unter-
nehmen des Projektes haben bereits das 
„audit berufundfamilie“ der Gemeinnüt-
zigen Hertie-Stiftung durchlaufen und sind 
als familienfreundlicher Betrieb zertifiziert. 
Um das Qualitätszertifikat zu halten, müs-
sen sie ihre familienbewusste Personalpo-
litik kontinuierlich weiter entwickeln und 
an den Bedarf ihrer Belegschaft anpassen.
Dass die Umsetzung familienfreundlicher 
Maßnahmen nur mit einer engagierten 
Geschäftsleitung und Führungsebene ge-
lingt, weiß Soziologin Rena Fehre, die das 
Projekt im Auftrag des Instituts Arbeit und 
Wirtschaft (IAW) der Universität Bremen 
wissenschaftlich begleitet. Die Erfolgsfak-
toren und Hindernisse auf dem Weg zum 
familienfreundlichen Betrieb werden aus-
gewertet und die Beispiele „guter Praxis“ 
veröffentlicht.

 Katrin Mathias 

Kooperationspartner des 
Bremer Verbundprojektes 
„Beruf und Familie“ sind: 
der DGB Bremen, die Arbeit-
nehmerkammer Bremen, 
der Kirchliche Dienst in der 
Arbeitswelt, das Institut für 
Arbeit und Wirtschaft der 
Universität Bremen, die 
Bremische Zentralstelle für 
die Verwirklichung der 
Gleichberechtigung der Frau, 
die Handelskammer Bremen, 
die Industrie- und Handels-
kammer Bremerhaven und die 
Handwerkskammer Bremen.

Informationen zum Projekt 
unter: www.berufundfamilie-
bremen.de

www.berufundfamilie-bre-
men.de/cms/downloads/
Broschuere_Gute_Praxis_8.
pdf



ImPressum

Herausgeberin 

Ingrid Sehrbrock

DGB Bundesvorstand

V.I.S.D.P.: Claudia Menne

Bereich Gleichstellungs-

und Frauenpolitik

Henriette-Herz-Platz 2

10178 berlin

Fax  0 30 -2 40 60 -7 61

Redaktion

Britta Jagusch  

Frankfurt

Grafik

Gummert-Hauser 

Düsseldorf

Druck + Vertrieb

Printnetwork PN Gmbh 

Berlin

Entgelt Bezahlt, Postvertriebsstück  A 14573

Name

Vorname

Funktion

Organisation

Postfach / Strasse

PLZ + Ort

Printnetwork PN GMBH

z.Hd. Jan Gattnar

Stralauer Platz 33-34

10243 Berlin

Abonnement-Bestellung

Hiermit bestelle ich ein Abonnement des Info-Briefes „Frau 
geht vor“ zum Preis von 13 Euro. Der Info-Brief erscheint 
zweimonatlich.

Vorgefühlt

Kinderbetreuung wird Chefsache

Kinderbetreuungsplätze sind in Deutschland immer noch Mangelware. So steigt auch 
die Nachfrage nach betrieblichen Betreuungsmöglichkeiten. Unternehmen sind zuneh-
mend gefragt, Eltern bei der Betreuung ihrer Kinder zu entlasten und Angebote bereitzu-
stellen. Denn wer Eltern bei der Kinderbetreuung unterstützt, profitiert von verringerten 
Fehlzeiten, kürzerer Elternzeit und hoher Attraktivität als Arbeitgeber. 

Mit dem Förderprogramm „Betrieblich unterstützte Kinderbetreuung“ aus Mitteln 
des Europäischen Sozialfonds will das Bundesfamilienministerium Anreize für Unterneh-
men schaffen, sich für die Betreuung der Kinder ihrer Mitarbeiter zu engagieren. Das 
Programm unterstützt Betriebe und Eltern dabei, für dieses gemeinsame Anliegen indi-
viduelle Lösungen zu finden. Es setzt auf die Kooperation zwischen den Unternehmen 
und den Trägern der Betreuungseinrichtungen. Die Unternehmen beteiligen sich an der 
Finanzierung der neuen Plätze für die Beschäftigtenkinder, die Träger stellen diese Plätze 
in ihren Einrichtungen zur Verfügung. 

Mit 50 Millionen Euro wird bis 2011 der Ausbau zusätzlicher Betreuungsgruppen mit 
mindestens sechs Kindern gefördert. Das Programm richtet sich an Unternehmen mit bis 
zu 1.000 Beschäftigten, die in Kindertageseinrichtungen neue, zusätzliche Gruppen für 
Kinder bis zum vollendeten dritten Lebensjahr schaffen. Der Zuschuss wird bis zu zwei 
Jahre lang gezahlt.

Informationen unter: www.erfolgsfaktor-familie.de


